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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 6 KA 61/02 B 

 

 

 
………………………….., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufungsausschuss für Ärzte, Zulassungsbezirk Berlin, 
Masurenallee 6 A, 14057 Berlin, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  Kassenärztliche Vereinigung Berlin, 

Masurenallee 6 A, 14057 Berlin, 
 
 
2.  AOK Berlin, 

Wilhelmstraße 1, 10963 Berlin, 
 
 
3.  BKK-Landesverband Ost, 

Kaiserin-Augusta-Allee 104, 10553 Berlin, 
 
 
4.  Innungskrankenkasse Brandenburg und Berlin, 

Gorkistraße 1, 13507 Berlin, 
 
 
5.  Krankenkasse für den Gartenbau, 

Frankfurter Straße 126, 34121 Kassel, 
 
 
6.  Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V. und 

Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e.V., 
Frankfurter Straße 84, 53732 Siegburg. 
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Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Dezember 2002 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  E n g e l m a n n ,   die Richter   Dr.  W e n n e r 

und   Dr.  K r e t s c h m e r   sowie die ehrenamtliche Richterin 

Dr.  D e p p i s c h - R o t h   und den ehrenamtlichen Richter   Dr.  A h r e n s 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Berlin vom 19. Juni 2002 wird zurückgewiesen. 

 

Die Klägerin hat die außergerichtlichen Kosten des Beklagten auch für das Beschwerde-

verfahren zu erstatten. Im Übrigen sind Kosten nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die 1950 geborene Klägerin ist Diplom-Psychologin und seit März 1995 im Rahmen einer 

Vollzeitbeschäftigung als Professorin im Fachbereich Sozialpädagogik an der Fachhoch-

schule P            tätig. Ihren Antrag auf bedarfsunabhängige Zulassung als Psychologi-

sche Psychotherapeutin in B      -             lehnte der Zulassungsausschuss mit der 

Begründung ab, die Klägerin stehe im Hinblick auf ihre Tätigkeit als Hochschullehrerin für 

die Versorgung der Versicherten nicht im erforderlichen Maße zur Verfügung. Der be-

klagte Berufungsausschuss wies den Widerspruch zurück. 

 

Klage und Berufung sind erfolglos geblieben. Das Landessozialgericht (LSG) hat seine 

Entscheidung damit begründet, die Klägerin erfülle die Voraussetzungen des § 95 Abs 10 

Satz 1 Nr 3 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) nicht, weil sie während der Zeit vom 

25. Juni 1994 und 24. Juni 1997 nicht im erforderlichen Umfang an der psychotherapeuti-

schen Versorgung der Versicherten der Krankenkassen teilgenommen habe. Im Übrigen 

habe sie keinen Anspruch auf Zulassung, da sie wegen ihrer Tätigkeit als Hochschulleh-

rerin für die Versorgung der Versicherten nicht im Sinne des § 20 Abs 1 Zulassungsver-

ordnung für Ärzte (Ärzte-ZV) im erforderlichen und üblichen Umfang zur Verfügung stehe 

(Urteil vom 19. Juni 2002). 

 

Mit ihrer Nichtzulassungsbeschwerde rügt die Klägerin einen Verfahrensmangel (Zulas-

sungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz - SGG -), trägt weiter vor, das 

berufungsgerichtliche Urteil beruhe auf einer Abweichung von der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 2 SGG), und macht schließ-
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lich geltend, im Rechtsstreit seien Fragen von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden 

(Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 SGG). 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist teilweise unzulässig und im Übrigen unbegründet. 

 

Soweit die Klägerin als Verfahrensmangel rügt, im berufungsgerichtlichen Verfahren sei 

ihr Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs nicht hinreichend beachtet worden, ist 

die Beschwerde unzulässig. Ihre Begründung entspricht insoweit nicht den aus § 160a 

Abs 3 Satz 2 SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung von Verfahrensmän-

geln. 

 

Die Klägerin trägt lediglich vor, das Berufungsgericht habe die Anzahl der von ihr wäh-

rend des sog Zeitfensters absolvierten Behandlungsstunden falsch berechnet und diese 

Berechnung seiner Entscheidung zu Grunde gelegt. Die nicht näher ausgeführte Wen-

dung, durch diese (unterstellt) falsche Berechnung seien das rechtliche Gehör sowie der 

Amtsermittlungsgrundsatz verletzt, ersetzt nähere Darlegungen zu dem behaupteten Ver-

fahrensmangel nicht. Allein der Umstand, dass das Berufungsgericht von einer anderen 

Zahl von Behandlungsstunden während des in § 95 Abs 10 Satz 1 Nr 3 SGB V genann-

ten Zeitraums ausgegangen ist als die Klägerin, rechtfertigt nicht den Vorwurf, das Beru-

fungsgericht habe der Klägerin nicht hinreichend rechtliches Gehör gewährt. Im Übrigen 

kann nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungs-

grundsatz) eine Nichtzulassungsbeschwerde nur gestützt werden, wenn in der Beschwer-

debegründung ein Beweisantrag benannt wird, dem das LSG ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt ist. Dazu fehlen Ausführungen in der Beschwerdebegründung. 

 

Unzulässig ist die Nichtzulassungsbeschwerde weiterhin, soweit eine Abweichung zum 

Urteil des Senats vom 30. Januar 2002 B 6 KA 20/01 R (BSGE 89, 134 = SozR 3-5520 

§ 20 Nr 3) gerügt wird. Wird eine Rechtsprechungsabweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 

SGG geltend gemacht, so muss die behauptete Divergenz entsprechend den Anforde-

rungen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG durch Gegenüberstellung miteinander unvereinba-

rer Rechtssätze im Berufungsurteil und in einer höchstrichterlichen Entscheidung iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG "bezeichnet" werden. Diesen Anforderungen wird die Beschwer-

debegründung nicht gerecht. Sie bezeichnet keine rechtliche Aussage des genannten 

Senatsurteils vom 30. Januar 2002, von dem das Berufungsgericht mit einer bestimmten 

Rechtsaussage abgewichen sein könnte. Die Klägerin ist der Auffassung, das Beru-

fungsgericht habe die Grundsätze des Senatsurteils vom 30. Januar 2002, das die Tätig-

keit einer Psychologischen Psychotherapeutin in einer studentischen Beratungsstelle 
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zum Gegenstand hat, unzutreffend auf ihren Fall angewandt. Damit wird eine Rechtspre-

chungsdivergenz jedoch schon im Ansatz nicht ausreichend dargelegt. 

 

Soweit die Klägerin für grundsätzlich bedeutsam hält, ob eine Vollzeittätigkeit als Hoch-

schullehrerin mit der Tätigkeit als Psychologische Psychotherapeutin im Rahmen der 

vertragsärztlichen Versorgung vereinbar ist, ist die Beschwerde zulässig, aber in der Sa-

che nicht begründet. Die von der Klägerin aufgeworfene Frage ist nicht klärungsbedürftig, 

weil sich ihre Beantwortung auf der Grundlage der vorhandenen Rechtsprechung des 

Senats zu § 20 Abs 1 Ärzte-ZV, der über § 1 Abs 3 Ärzte-ZV für Psychologische Psycho-

therapeuten entsprechend gilt, ohne weiteres ergibt, ohne dass es der Durchführung ei-

nes Revisionsverfahrens bedürfte. 

 

Der Senat hat im Urteil vom 30. Januar 2002 aaO (bestätigt durch Nichtannahmebe-

schluss des BVerfG <Kammer> vom 23. September 2002 - 1 BvR 1315/02) entschieden, 

dass ein in einem Beschäftigungsverhältnis stehender Bewerber um die Zulassung als 

Vertragsarzt oder als Vertragspsychotherapeut für die Versorgung der Versicherten nur 

dann gemäß § 20 Abs 1 Ärzte-ZV im erforderlichen Umfang zur Verfügung steht, wenn 

die Arbeitszeit im Beschäftigungsverhältnis nicht mehr als 13 Stunden wöchentlich be-

trägt, und dies im Urteil vom 11. September 2002 - B 6 KA 23/01 R - (zur Veröffentli-

chung in SozR vorgesehen) bekräftigt. Seine aus den sechziger Jahren stammende 

Rechtsprechung, wonach unter bestimmten Voraussetzungen auch Personen, die in ei-

nem Beamtenverhältnis zB als Polizeiarzt stehen, zur kassenärztlichen bzw kassenzahn-

ärztlichen Tätigkeit zugelassen werden konnten, hat der Senat im Hinblick, auf die zwi-

schenzeitlich geänderten gesetzlichen Rahmenbedingungen der vertragsärztlichen Tätig-

keit nicht fortgeführt. Nach der aktuellen Rechtsprechung des Senats, von der auch das 

LSG ausgegangen ist, darf die neben der (geplanten) psychotherapeutischen Tätigkeit im 

Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung ausgeübte andere Erwerbstätigkeit den 

Betreffenden maximal ca 1/3 der üblichen Wochenarbeitszeit in Anspruch nehmen. Das 

hindert generell die Zulassung eines Bewerbers zur vertragsärztlichen bzw vertragspsy-

chotherapeutischen Versorgung, der in einem Beschäftigungsverhältnis steht, das von 

der allgemeinen zeitlichen Inanspruchnahme und der Bezahlung her einer Vollzeittätig-

keit entspricht. 

 

Unter dem Gesichtspunkt, dass Vertragsärzte und -psychotherapeuten nach § 20 Abs 1 

Ärzte-ZV im hinreichenden Umfang für die Versorgung der Versicherten zur Verfügung 

stehen müssen, ist es unerheblich, ob es sich bei dem Beschäftigungsverhältnis des Be-

werbers um ein Arbeitsverhältnis oder ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis als Be-

amter, Richter oder Soldat handelt. Auch der Umstand, dass ein im Beamtenverhältnis 

stehender Hochschullehrer seine Arbeitszeit freier einteilen kann als andere Beschäftigte 

und die Durchführung von Lehrveranstaltungen nur einen kleineren Teil seiner Arbeitszeit 
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beansprucht, rechtfertigt keine andere Beurteilung. Ein Hochschullehrer, der seinen Be-

schäftigungsumfang nicht reduziert und deshalb die volle beamtenrechtliche Besoldung 

erhält, die seiner Besoldungsgruppe entspricht, hat grundsätzlich seine volle Arbeitskraft 

dem Dienstherrn zur Verfügung zu stellen (§ 36 Satz 1 Beamtenrechtsrahmengesetz 

<BRRG>). In welchem Umfang einem Beamten generell und speziell einem Hochschul-

lehrer die Erlaubnis erteilt werden darf, Nebentätigkeiten auszuüben (vgl § 42 Abs 1 

BRRG), ist für die Anwendung des § 20 Abs 1 Ärzte-ZV ohne Bedeutung. Auch der Um-

stand, dass ein Hochschullehrer in der so genannten vorlesungsfreien Zeit möglicherwei-

se rein tatsächlich in der Lage sein kann, ganztägig Versicherte der Krankenkassen zu 

behandeln, soweit er seine ihm obliegenden Dienstpflichten wie die Vorbereitung von 

Vorlesungen und Seminaren, wissenschaftliche Publikationen, die Vorbereitung und 

Durchführung von Prüfungen einschließlich der Bewertung von Examensarbeiten sowie 

die eigene Weiterbildung vernachlässigt, rechtfertigt keine andere Beurteilung. Der Be-

handlungsbedarf der Versicherten erfordert das kontinuierliche Zurverfügungstehen des 

behandelnden Arztes oder Therapeuten. Es reicht nicht aus, das ein Therapeut während 

der fünfmonatigen so genannten Semesterferien, also in der Regel zwischen Mitte Feb-

ruar und Mitte April sowie zwischen Mitte Juli und Mitte Oktober in größerem Umfang 

über Behandlungskapazitäten verfügt, während der Vorlesungszeit aber weit gehend 

durch seine Lehrverpflichtungen und andere Dienstpflichten als Hochschullehrer in An-

spruch genommen wird. 

 

Schließlich liegt auch ohne die Durchführung eines Revisionsverfahrens auf der Hand, 

dass ein im Rahmen einer Vollzeitbeschäftigung als Hochschullehrer beschäftigter Zulas-

sungsbewerber, der geltend macht, seine Vorlesungsverpflichtungen so einrichten zu 

können, dass er auch während der Semesterzeit im erforderlichen Umfang für die Versor-

gung der Versicherten zur Verfügung steht, die Voraussetzungen des § 20 Abs 1 

Ärzte-ZV nicht erfüllt. Die Behauptung, in einem Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis 

nicht ausgelastet zu sein bzw als Folge einer Vernachlässigung der Dienstpflichten über 

hinreichende Behandlungskapazitäten verfügen zu können, bewirkt in tatsächlicher Hin-

sicht nicht, dass den Anforderungen des § 20 Abs 1 Ärzte-ZV entsprochen wird. Auch bei 

einem Hochschullehrer im Beamtenverhältnis wird bei einer Vollzeitbeschäftigung im 

rechtlichen Sinne unwiderleglich vermutet, dass er durch die ihm in seinem Dienstverhält-

nis obliegenden Pflichten im Rahmen von Lehre, Prüfung, Forschung und Mitwirkung in 

der akademischen Selbstverwaltung so in Anspruch genommen wird, dass daneben eine 

vertragsärztliche bzw vertragspsychotherapeutische Tätigkeit nicht ausgeübt werden 

kann. Diese stellt nach der Rechtsprechung des Senats einen Hauptberuf dar, der sei-

nerseits daneben allenfalls noch Nebentätigkeiten in einem abhängigen Beschäftigungs-

verhältnis im Umfang von maximal einem Drittel des üblichen Beschäftigungsumfangs ei-

ner Vollzeitbeschäftigung gestattet. Es kann der Klägerin nicht unterstellt werden, sie wol-

le geltend machen, sie erhalte volle beamtenrechtliche Besoldung nach Besoldungsgrup-
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pe C 3 oder C 2 der Anlage II zum Bundesbesoldungsgesetz für eine Tätigkeit, die sie le-

diglich im Umfang von einem Drittel des üblichen Beschäftigungsumfangs in Anspruch 

nimmt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Absät-

ze 1 und 4 SGG in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden und hier noch anzuwendenden 

Fassung (vgl Senatsurteil vom 30. Januar 2002 - B 6 KA 12/01 R - SozR 3-2500 § 116 

Nr 24 S 115 ff). 
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